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Auf einen Blick Flexible Altersgrenze ist nicht nur ein AHV-Problem 
Fragen zu Kleinigkeiten 

Die Budget-Debatte ist den Ab­
geordneten unseres Parlamentes je ­
des Jahr  willkommene Gelegenheit, 
um Fragen zu diesem und jenem 
Bereich in der  Verwaltung und im 
Staat generell zu stellen. D e r  eine 
Abgeordnete möchte wissen, war­
um die Ausgaben unseres Landes 
für die Konferenz für Sicherheit und 
Zusammenarbeit in Europa  
(KSZE) plötzlich mit 90000 Fran­
ken anstatt (wie 1983) mit 50000 
budgetiert seien. Demgegenüber 
fragt sich ein anderer  Volksvertre­
ter, ob  de r  veranschlagte Betrag 
von 18000 Franken für Messungen 
der  Lufthygiene und für Lärmbe­
kämpfung wohl ausreichten, nach­
dem dieser Problemkreis immer 
grösser werde. A n  diesen zwei 
wahllos herausgegriffenen Beispie­
len lässt sich die Breite der  Diskus­
sion zum Budget aufzeigen. Gün­
ther Meier hat die wichtigsten The­
men in mehreren Beiträgen festge­
halten. («Viele Fragen zu Kleinig­
keiten», Beginn in der  heutigen 
Ausgabe). 

Kampf dem Waldsterben 
- E r  scheut nicht vor dem Mut zu­

rück, den es nach Meinung unseres 
Parlamentes braucht /  wenn man 
konkrete Massnahmen zum Schutze 
des Waldes vor weiterer Vergiftung 
und zur Reinhaltung unserer Luft 
anordnen muss: Regierungsrat An­
ton G e r n e r .  in dessen Ressort 
(Öffentliche Gesundheit) der 
Kampf gegen das «Waldsterben» 
koordiniert wird. Wir verweisen auf 
ein diesbezügliches Interview im 
vorliegenden VOLKSBLATT. 

Einbruchserie im Unterland 
Das Liechtensteiner Unterland ist 

in den letzten Tagen von bislang 
unbekannten Einbrechern heimge­
sucht worden. Bei zahlreichen E i n ­
brüchen - vor allem in Firmen, Ge­
schäften und Tankstellen - erbeute­
te die Täterschaft erhebliche ,I?ar-
geldbeträge und richtete zudem 
noch grossen Sachschaden an.  Wäh­
rend in den meisten Fällen noch 
keine konkreten Hinweise auf den 
oder  die Täter  bestehen, liegen bei 
zwei Einbrüchen Personenbeschrei­
bungen vor. Die Bevölkerung wird 
deshalb um Mithilfe gebeten. 

Zollfreigrenze für alkoholische 
Getränke herabgesetzt 

Auf  die Sommersaison 1984, am 
1. Juni, wird die Zollfreigrenze für 
alkoholische Getränke im Reisen­
den* und Grenzverkehr herabge­
setzt. Während bisher zollfrei ein 
Liter Alkohol mit über  25 Grad so­
wie zwei Liter bis 25 Grad einge­
führt werden konnten, gilt neu alles 
über 15 Grad  als Schnaps. Dies be­
deutet, dass ohne Zoll nur  noch ein 
Liter übe r  15 Grad Alkohol (Likö­
re, Aperitifs und  Branntwein) sowie 
zwei Liter bis 15 Grad (Weine, 
Schaumweine oder Bier) nach 
Liechtenstein gebracht werden dür­
fen. Die  Kumulation von hoch- und  
niedergrädigen Spirituosen ist damit 
nicht mehr  möglich. Den  Entscheid, 
der  aufgrund des Zollvertrages auch 
für unser Land gilt, fällte de r  
Schweizer Bundesrat gestern 
Montag. 

Andi Wenzel auf Platz 6 
Starke Leistung gestern von Andi 

Wenzel beim Süper-G in Val Gar-
dena. D e r  Plankner klassierte sich 
bei starkem Schneefall zeitgleich 
mit dem Schweizer Franz Heinzer 
auf Platz 6. Das Rennen endete mit 
einem Schweizer Doppelsieg durch 
Pirmin Zürbriggen vor Martin 
Hangl, Heute findet in Madonna di 
Campiglio ein Slalom statt, aus dem 
zusammen mit dem Super-G eine 
Kombination gebildet wird. 

Eine kritische Stellungnahme der FBP-Landtagsfraktion zum VU-Postulat betreffend Frühpensionierung 
In der Landtagssitzung vom 16. November unterbreiteten drei Abgeord­

nete aus der VU-Fraktion ein Postulat, welches die Regierung auffordert, 
die Frage der Frühpensionierung bzw. der Einführung einer flexiblen Alters­
grenze zu überprüfen. Insbesondere sollte die Regierung prüfen, welche 
Kürzung der AHV-Rente bei einer Frühpensionierung pro Jahr nötig wäre 
und wie hoch die Ausgleichszahlungen ausfielen, welche dem AHV-Fonds 
zugeführt werden müssten, um keine Rentenkürzungen vornehmen zu müs­
sen. In der Landtagssitzung vom vergangenen Donnerstag stand dieses 
Postulat nun zur Diskussion und wurde am Ende auch an die Regierung 
überwiesen. Zuvor aber setzte sich FBP-Fraktionssprecher Josef Bieder­
mann namens der FBP-Landtagsfraktion kritisch mit dem Postulat auseinan­
der. Wir bringen nachstehend eine Zusammenfassung seiner diesbezüglichen 
Ausführungen im öffentlichen Landtag: 

«Wie aus verschiedenen Voten meiner 
Kollegen in früheren Landtagssitzungen 
zum Ausdruck kam, haben wir uns inner­
halb der  FBP-Fraktion schon seit länge­
rer Zeit  mit der  Frage einer flexiblen 
Altersgrenze bzw. der  sogen. Frühpen­
sionierung beschäftigt. 

I n  einer Arbeitsgruppe unserer Frak­

tion setzen wir uns auch intensiv mit dem 
vorliegenden Postulat und de r  beigegebe­
nen Begründung auseinander. 

Namens der  Bürgerpartei-Fraktion 
nehme ich dazu wie folgt Stellung: 

Die in unserem AHV-System enthalte­
ne starre Altersgrenze von 65 bzw. 62 
Altersjahren hat  bei allen Vorteilen, die 

vor allem versicherungstechnischer Natur  
sind, ohne Zweifel auch ihre Mängel. D e r  
Ruf  nach einer nach unten beweglichen 
Altersgrenze ist daher  nicht neu,  u n d  e s  
ist bekannt, dass man seit längerer Zei t  
nach einer sinnvollen Lösung sucht, die,  
ohne das bisherige bewährte und finan­
zierbare Sozialversicherungssystem zu ge­
fährden, diesem Wunsche gerecht wer­
den kann.  

Jeder  Lösungsvorschlag muss dabei 
von folgenden Realitäten ausgehen: 

1. Die  Einführung der flexiblen Alters­
grenze ist für die A H V  mit vermehrten 
Ausgaben an Renten bei gleichzeitig ver­
minderten Einnahmen an Beiträgen ver­
bunden. Die flexible Altersgrenze kann 
daher realistischerweise nur mit entspre­
chenden Rentenkürzungen für den Versi­
cherten verbunden sein. Berechnungen in 
der Schweiz, wo bekanntlich versiche-
rungsmässjg die gleichen Voraussetzun­
gen herrschen, haben ergeben, dass für 

Viele Fragen zu  Kleinigkeiten: 

jedes Jahr, um welches die Altersrente 
früher bezogen werden will, eine Kür­
zung de r  Rente von 7 bis 9 Prozent in 
Kauf genommen werden muss. 

2. Die A H V  hat seit dem Jahre 1972 
den gesetzlichen Auftrag, existenzsi­
chernde Renten zu gewährleisten. Ren­
tenkürzungen durch Inanspruchnahme 
der flexiblen Altersgrenze können also 
aufgrund dieses gesetzlichen Auftrages 
nur in dem Masse zulässig sein, als die 
Altersrente den  Charakter einer existenz­
sichernden Rente  beibehält. E ine  realisti­
sche Betrachtungsweise muss daher  da ­
von ausgehen, dass die untere Grenze für 
die Auszahlung einer Altersrente bei den  
Männern nicht unter dem 62. Altersjahr 
liegen kann.  

3. Die Einführung der flexiblen Alters­
grenze ist nicht nur ein AHV-Problem, 
sondern ein sozialpolitisches Problem im 
weiteren Sinne. Die Einführung dersel­
ben  hat  insbesondere Auswirkungen auch 

! auf die Invalidenversicherung und auf das 

! (Fortsetzung auf  Seite 2)  

Detailberatung des Budgets 1984 im Landtag 
Der Landtag hat, wie bereits berichtet, den 

Voranschlag 1984 einstimmig genehmigt. Das 
von der Regierung erstellte Budget sieht in der 
läufenden Rechnung bei einem Ertrag von 
272,6 Millionen und einem Aufwand von 217,8 
Millionen ein Brutto-Ergebnis von §4,8 Millio­
nen Franken vor. Nach Abschreibungen im 
Umfang von 51,4 Millionen schliesst die lau­
fende Haushaltrechnung nach den Vorstellun­
gen der Regierung mit einem Ertragsfiber-
schuss Von 3,4 Millionen Franken positiv ab. 
In der Gesamtrechnung wird - unter Einsatz 
von 9,2 Millionen aus den Reservefonds - mit 
einem kleinen Fehlbetrag von 1,7 Millionen 
Franken gerechnet. A n  investiven Ausgaben 
sind 60,5 Millionen Franken vorgesehen. 

Im Rahmen d e r  Detailberatung des 
Budgets ergaben sich dieses Jahr recht 
viele Fragen zu einzelnen Ausgabepo­
sten, die jedoch zumeist nur geringe Be­
träge - im Vergleich zum Gesamtumfang 
des Budgets - betrafen. Die Budgetbera­
tung diente damit eher  de r  Auskunft über  
Budgettitel, bei denen nicht sofort er­
sichtlich ist, wofür oder  weshalb das Geld 
ausgegeben werden soll. Wir fassen nach­
folgend die wichtigsten Wortmeldungen 
zusammen. 

Regierung und Verwaltung 
Im ersten Budgettitel, der  im Voran­

schlag aufscheint, sind die Ausgaben für  
den Landtag, die Regierung und die Lan­
desverwaltung zusammengefasst. Die Re­
gierung rechnet gemäss Voranschlag mit 
Ausgaben von 21105000 Franken. D ie  
Einnahmen, vorwiegend Verwaltungsge­
bühren und  Erträge aus d e m  Verkauf von 
Gesetzblättern, sollen auf  1453000 Fran­
ken zu stehen kommen. Als erster Abge­
ordneter  erkundigte sich Paul Kindle 
(VU),  o b  de r  eingesetzte Betrag von 
385 000 Franken für  die Pensionsversiche­
rung ausreichen würde, nachdem bei d e r  
Revision des Gesetzes von einem riesigen 
Defizit die Rede  war. Regierungschef 
Hans  Brunhart  beruhigte den Fragestel­
ler mi t  dem Hinweis, dass sich die finan­
zielle Lage der  Pensionsversicherung in 
der  Zwischenzeit deutlich verbessert ha- • 
be, das Defizit von  rund 14 Millionen 
Franken auf  etwa 2,3 Millionen Franken 
zurückgegangen sei; 

Alfons Schädler. (VU)  fragte nach den 
Gründen für die: Erhöhung der voraus­
sichtlichen Ausgaben für die Konferenz 
für Sicherheit und Zusammenarbeit in 
Europa (KSZE) auf 90000 Franken 
(Budget 1983: 50000 Franken). 

Nach Auskunft von Regierungschef 
Brunhart sind für 1984 an der Madrider 
Nachfolgekonferenz eine Reihe von Kon­
ferenzen und Zusammenkünften be­
schlossen worden, die zum Teil von unse­
rem Land auch beschickt werden sollen. 

Noldi Frommelt (FBP) wollte wissen, 
welche Ausgaben unter dem Titel «Orga­
nisation» mit einer Dotierung von 1ÖÖ000' 
Franken zu verstehen seien und ob die 
budgetierten 18000 Franken für die Mes­

sungen und Auswertungen von Lufthy­
giene und Lärm ausreichten angesichts 
der  bekannten Problematik mit der  Luft­
verunreinigung. Unte r  d e m  Titel «Orga­
nisation» werden nach Auskunft des Re­
gierungschef verschiedene kleine Anla­
gen, Beschilderungen und sonstiger Auf­
wand geführt. Für  die Lufthygiene und 
die Lärmbekämpfung-werden, wie Regie-
rungsrat Anton Gerner  erklärte, natür­
lich mehr als 18000 Franken ausgegeben. 
Verschiedene Kosten in diesem Zusam­
menhang scheinen allerdings unter  ande­
ren Konten in der  Rechnung auf. 

Josef Biedermann (FBP) und Noldi 
Frommelt (FBP) erkundigten sich im wei­
teren über  die Entwicklungshilfe, für die 
1,4 Millionen Franken (1983: 1,1 Millio­
nen Franken) vorgesehen sind, sowie 
über  die Spenden bei Katastrophen in 
Höhe von 200000 Franken (1983: 300000 
Franken). Z u r  Katastrophenhilfe be­
merkte Regierungschef Brunhart,  dass 
voraussichtlich der  budgetierte Betrag 
ausreichen sollte. Wenn jedoch weitere 
Hilfe notwendig wäre, könnte ein Nach­
tragskredit eingebracht werden. Zwi­
schen dem Titel «Entwicklungshilfe» und  
dem Titel «Hilfe für Katastrophen» ist 
nicht etwa ein Austausch vorgenommen 
worden, erläuterte Regierungschef Brun­
hart,  weil das eine höher, das andere  
niedriger aufscheine als im Vorjahr,  son­
dern es  handle sich um eine echte Erhö­
hung der  Beiträge an die Entwicklungs­
hilfe. Im übrigen würde bis im Frühjahr  
das versprochene Konzept zur  Entwick­
lungshilfe vorliegen. 

Eine  längere Auseinandersetzung ent ­
spann sich zwischen Ludwig Seger ( V U )  
und. .Regierungschef-Stellvertreter Hil­

mar Ospelt über  die Sportbeiträge und 
das Sportkonzept. Seger warnte eindring­
lich vor einer Schwächung de r  nebenamt­
lich geführten Sportvereine zugunsten 
einer zentralen Sportorganisation, wie sie 
das Sportkonzept vorsehe. Hilmar Ospelt 
zeigte in seiner Antwort Verständnis für 
die kritische Würdigung des Sportkon­
zeptes und erklärte, dass er  auch kein 
Anhänger von staatlich gelenktem Sport 
und auch nicht von Staatsamateuren sei. 
Die Regierung sei nicht de r  Auffassung, 
dass ein überdimensioniertes Sportbüro 
zu installieren sei. Wenn irgendwo ande­
res formuliert sei, meinte Hilmar Ospelt,  
so könne dies de r  Euphorie und Begeiste­
rung zugeschrieben werden, in der  viele 
Sportanhänger die Grenzen des Wachs­
tums überschritten hätten. Die Einrich­
tung einer zentralen Sportstelle, so Hil­
mar Ospelt weiter, dürfe auf  keinen Fall 
in Kollision geraten mit der  wertvollen 
Einrichtung de r  ehrenamtlichen Sport­
funk t ionär#  von denen es derzeit etwa 
tausend gebe. Die Beiträge an die Sport­
verbände bezifferte der  Regierungschef-
Stellvertreter mit 810000 Franken im 
kommenden Jahr,  wobei e r  unterstrich, 
dass die einzelnen Verbände die Beiträge 
nach einem Schlüssel erhielten, in dem, 
verschiedene Faktoren - wie etwa das  
Alter des-Verbandes und die Mitglieder­
zahl - miteingerechnet würden.  

Ludwig Seger (VU)  beharrte auf seiner 
Feststellung, dass man mit d e m  Sport­
konzept auf dem falschen Weg sei. Wenn 
wir jetzt den kleinen Finger (gemeint das  
Sportsekretariat) geben, meinte e r  wört­
lich, «so nehmen sie uns in drei Jahren 
mit voller Wucht die ganze Hand.»  U n d  
das könne doch nicht das Bestreben sein! 

(Fortsetzung folgt!) 

VOLKSBLATT-Kommentar: 

Zur Tagesordnung 
übergegangen 

Die Frage der flexiblen Altersgrenze 
bzw. die Möglichkeit einer Frühpensionie­
rung beschäftigt Politiker und Versiche­
rungsfachleute seit Jahren. Und nicht nur 
bei uns. Grund genug fü r  die FBP-Frak­
tion, sich eingehend mit einem diesbezüg­
lichen Postulat aus den Reihen der V U  z u  
befassen und sachlich-kritisch dazu Stel­
lung zu nehmen. (Wir verweisen auf  das 
Votum von FBP-Fraktionssprecher Josef 
Biedermann in dieser Ausgabe.) Die Mü­
he wurde ihr und allen anderen, die ihr in 
dieser Sache beratend zur Seite gestanden 
waren, schlecht gelohnt. Denn - anstatt 
sich mit den aufgeworfenen Fragen aus­
einanderzusetzen - und wohl weil er ein­
mal mehr parteipolitische Motive dahinter 
witterte, meinte VU-Fraktionssprecher 
Georg Gstöhl in der Landtagssitzung zum 
FBP-Sprecher gewandt: «. . . au f  das Re­
ferat, das man Ihnen hier zum Vorlesen 
mitgegeben hat, gedenke ich gar nicht erst 
einzutreten . . . ». - Konsternation im 
Saal und ein heftiger Protest von Noldi 
Frommelt (FBP), der sich weniger gegen 
den arroganten Ton des VU-Sprechers, als 
vielmehr gegen dessen Unterstellung ver­
wahrte, die FBP-Abgeordneten kämen 
nur zum Vorlesen ins Parlament. Noldi 
Frommelt: «So billig kann man es sich 
nicht machen». Und wer jetzt ein kleines 
Wort der Entschuldigung von seiten des 
VU-Fraktionssprechers im Sinne einer 
Entkrampfung der von ihm ohne Not pro­
vozierten Missstimmung erwartet hatte, 
sah sich enttäuscht. Er ging zur Tagesord­
nung über. I V .  

Einbrecher machen das Unterland unsicher 
Unbekannte Täter erbeuten erhebliche Bargeldbeträge und richten grossen Sachschaden an 

Im Unterland verübten unbekannte 
Täter eine Reibe von Einbriichdiebstäh-
len. Sie erbeuteten dabei zum Teil erheb­
liche Bargeldbeträge und richteten gros­
sen Sachschaden an, wie das Presseamt 
gestern Montag mittag mitteilte. 

Bereits in der Nacht von Montag auf 
Dienstag, 12./13. Dezember 1983, erfolg­
te ein Einbruch zum Nachteil der Firma 
Bergstahl A G  in Ruggell. In der darauf­
folgenden Nacht wurde in die Handlung 
Isabella Büchel in Ruggell eingebrochen 
und mehrere tausend Franken erbeutet. 
Zwei Nächte später, vom 15. auf den 16. 
Dezember 1983, trat ein Einbrecher in 
Schaanwald auf und stieg gewaltsamen 
das Geschäft der Geschwister Oehri an 
der Vorarlberger Strasse ein. In der 

Nacht von Samstag auf Sonntag, 17./18. 
; Dezember 1983, erfolgten gleich fünf 
Einbrüche im Unterland, und zwar in die 
Garage Meier, Nendeln sowie in Schaan­
wald in die Migrol-Tankstelle, die Garage 
Horst Zech, die Firma Fahrzeugbau Kai­
ser A G  und die Firma Emax, Möbelfabri­
kation. Insbesondere bei den zwei letzge­
nannten Fällen wurde hoher Sachschaden 
angerichtet. Ein weiterer Einbruch er­
folgte in derselben Nacht in Balzers in das 
Büro des Kieswerks Foser in der Rhein­
au. Drei weitere Einbrüche wurden 
schliesslich in der Nacht von Sonntag auf 
Montag, 18./19. Dezember 1983, verübt, 
und zwar in Bendern in die Gärtnerei 
Näscher und in die Handlung Bernadetta 
Marxer, sowie im Ruggeller Industriege­
biet in die Schreinerei Friedrich'Marxer. 

Signalement der Täter 
Ob für alle Fälle die gleiche Täterschaft 

in Frage kommt, kann derzeit noch nicht 
beurteilt werden. Die  Polizei sucht einen 
ca. 20 Jahre alten Burschen, der als Täter 
für die Einbrüche in die Gärtnerei Nä­
scher und die Handlung Bernadetta Mar­
xer in Frage kommen dürfte, mit folgen­
der Beschreibung: Ca. 170cm gross, 
schlank, blonde kurze Haare, trug Jeans 
und spricht hiesigen oder Vorarlberger 
Dialekt. 

Zudem sucht die Polizei einen Unbe­
kannten, der sich mit grosser Wahr­
scheinlichkeit bei den Einbrüchen zum 
Nachteil der Firma Kaiser A G  und der 
Firma Emax in der Nacht vom 17. auf den 
18. Dezember, an den Händen Schnitt­
wunden zugezogen hat. 


